
Media Perspektiven  11/2017| 567

nahmen die Abgeordneten den Bericht der deut-
schen Sozialdemokratin Petra Kammerevert zu 
„Connected TV“ an. (8) Im Januar 2014 folgte der 
Bericht von Sabine Verheyen (EVP, Deutschland) 
über die „Vorbereitung auf die vollständige Konver-
genz der audiovisuellen Welt“. (9) In beiden Berich-
ten wird vor dem Hintergrund spezifischer Ent-
wicklungen eine Überprüfung der AVMD-Richtlinie 
angemahnt. Beide Abgeordnete spielten dann im 
eigentlichen Gesetzgebungsverfahren ab 2016 als 
gemeinsame Ko-Berichterstatterinnen eine zentrale 
Rolle.

Kurz und knapp
•	� Die technische und inhaltliche Konvergenz im audiovisuellen  

Sektor macht eine Revision der europäischen AVMD-Richtlinie 
nötig.

•	� Insgesamt wird es zu einer „maßvollen“ Reform und keiner  
Revolution bei der europäischen Regulierung kommen.

•	� Erwartet werden u.a. Angleichungen bei der Regulierung linearer 
und nicht-linearer Dienste.

•	� Im Bereich Werbung ist mit einer Vielzahl von Liberalisierungen  
zu rechnen.

•	� Der Einfluss großer Unternehmen wie Netflix oder Amazon  
macht sich in einer „Amerikanisierung“ des Lobbyings in Brüssel 
bemerkbar.

Der vorliegende Artikel beleuchtet sowohl As
pekte der Vorgeschichte der Revision der AVMD-
Richtlinie als auch den Gesetzgebungsprozess, die 
wichtigsten dort diskutierten Fragen und das be-
einflussende Umfeld. Wichtig zu beachten ist aller-
dings, dass der Gesetzgebungsprozess bei Redak-
tionsschluss noch nicht abgeschlossen ist. Zwar 
hatten alle Beteiligten, Europäische Kommission, 
Europäisches Parlament und Rat, ihre Positionen für 
die abschließenden Kompromissverhandlungen vor-
gelegt, endgültige Ergebnisse lassen sich aber noch 
nicht darstellen. Denn selbst ein halbes Jahr nach 
den Beschlüssen von Parlament und Rat vom Mai 
2017 sind erst ca. die Hälfte der strittigen Punkte 
der Richtlinie im Trilog (10) besprochen worden, 
jedoch vielfach noch ohne eine endgültige Einigung. 
Besonders strittige Themen wie Werbung oder die 
Regeln zu Video-Sharingplattformen (VSPs) sind 
noch gar nicht verhandelt worden. Dem Vernehmen 
nach könnten sich die Verhandlungen bis März/
April 2018 hinziehen. Allerdings lässt sich ausge-
hend von den bestehenden Positionen ein Korridor 
beschreiben, in dem sich das Endergebnis bewe-
gen dürfte. Zunächst sollen jedoch kurz einige 
grundsätzliche Informationen zur AVMD-Richtlinie 
gegeben werden. 

Maßvolle Anpassung der europäischen Regeln  
im Zeichen der Konvergenz

Die Revision der  
AVMD-Richtlinie
Von Jan Wiesner*

Als die Europäische Kommission im Mai 2016 ihren 
Vorschlag zur Revision der Richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste (AVMD-Richtlinie) vorlegte, 
lag die letzte Überarbeitung bereits fast zehn Jahre 
zurück (vgl. Tabelle 1). In der Zwischenzeit hatten 
sich der Markt für audiovisuelle Inhalte sowie die 
Nutzungsgewohnheiten der Menschen grundlegend 
verändert. Zwar wurde bei der vorangegangenen 
Änderung in den Jahren 2007 bis 2009 bereits ei-
nige der Entwicklungen antizipiert und fanden in 
den entsprechenden Regelungen der Richtlinie 
ihren Niederschlag. Dies gilt insbesondere für die 
Aufnahme nicht-linearer audiovisueller Medien-
dienste. Der tatsächliche Wandel hin zu technischer 
und inhaltlicher Konvergenz und veränderter Nut-
zung fand allerdings erst in den Jahren danach 
statt. Im Bereich der Dienste seien hier beispielhaft 
erwähnt (1): Netflix beginnt im Jahr 2007 neben 
der Versendung von DVDs auch mit dem Streaming 
von Videos im Internet, im Jahr 2012 ist es in 
Großbritannien zugänglich, und im Jahr 2013 in 
Deutschland und vielen anderen europäischen 
Ländern. (2) YouTube startet im Jahr 2005, als Ant-
wort darauf starten RTL und ProSiebenSat.1 im Jahr 
2006 ihre Videodienste Clipfish und MyVideo (3), 
und das 2005 gegründete Facebook erreicht im 
Jahr 2011 rund 800 Millionen Menschen. (4) Auf 
der Seite der technischen Entwicklung sei hier 
neben der sukzessiven Verbreitung von Smart-TV-
Geräten beispielhaft das iPhone erwähnt, das 2007 
auf den Markt kam (5) und im Hinblick auf die mo-
bile bzw. nomadische Nutzung audiovisueller Inhalte 
einen entscheidenden Schritt darstellte.
	 Trotz der rasanten Veränderungen ließ sich die 
Europäische Kommission mit ihren Vorschlägen 
zur Änderung des audiovisuellen Rechtsrahmens 
Zeit. Zwar veröffentlichte sie im April 2014 ein 
Grünbuch über die Vorbereitung auf die vollständige 
Konvergenz der audiovisuellen Welt (6) und ver-
band dies auch mit einer öffentlichen Konsultation. 
Aber erst die neue Europäische Kommission unter 
Präsident Jean-Claude Juncker kündigte im Rah-
men ihrer Mitteilung „Strategie für einen digitalen 
Binnenmarkt für Europa“ (7) im Mai 2015 eine 
Überprüfung der AVMD-Richtlinie an.

Zuvor hatte sich das Europäische Parlament be-
reits in zwei Berichten mit den Entwicklungen im 
audiovisuellen Bereich und möglicherweise not-
wendigen Änderungen beschäftigt: Im Juni 2013 
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Die AVMD-Richtlinie in der europäischen  
Medienregulierung
Im Rahmen der europäischen Gesetze, die auf den 
Rundfunk Einfluss haben, nimmt die Richtlinie über 
audiovisuelle Mediendienste (AVMD-Richtlinie) eine 
besondere Stellung ein, denn sie ist im Grunde die 
einzige Regelung, die sich explizit mit den Inhalten 
audiovisueller Medien beschäftigt. (11) Daneben 
gibt es eine ganze Reihe anderer Gesetze, zum 
Beispiel im Bereich der Telekommunikationsregu-
lierung, des Urheberrechts, des Datenschutzes oder 
des Verbraucherrechts, die ebenfalls Auswirkun-
gen auf die Anbieter audiovisueller Mediendienste 
haben. Auch das europäische Beihilferecht darf in 
seiner Wirkung insbesondere auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht unterschätzt werden. 
Doch Regeln, die spezifisch für audiovisuelle Me-
diendienste gelten, finden sich im Grunde nur in der 
AVMD-Richtlinie. Als lex-specialis enthält sie eine 
ganze Reihe von Vorgaben: das allgemeine Prinzip 
des Binnenmarktes – das heißt, der freie Verkehr 
von Waren und Dienstleistungen in Europa – wird 
durch die AVMD-Richtlinie für den audiovisuellen 
Bereich konkretisiert und durch das der Richtlinie 
zugrunde liegende Herkunftslandprinzip sicherge-
stellt. Zudem enthält die Richtlinie Vorgaben zum 
Jugendschutz und zum Schutz der Menschenwür-
de, zu qualitativen und quantitativen Werberegeln, 
zur Förderung kultureller und sprachlicher Vielfalt 
sowie zu vielen anderen Bereichen.

Es ist allerdings wichtig daran zu erinnern, dass es 
sich bei der Richtlinie um eine Mindestharmonisie-
rung handelt. Diese gewährleistet, dass alle audio-
visuellen Mediendienste in Europa ein Mindest-
maß an Regeln einhalten müssen, was wiederum 
die Voraussetzung dafür ist, dass diese Dienste in 
Europa frei zirkulieren können. Erfüllt der Anbieter 
eines audiovisuellen Mediendienstes in einem Land 
die nationalen Vorgaben, die ihrerseits die Regeln 
der AVMD-Richtlinie berücksichtigen müssen, so 
darf die Verbreitung und der Empfang in der EU im 
Prinzip nicht eingeschränkt werden. Abweichun-
gen hiervon regelt alleine die AVMD-Richtlinie. Da 
alle die gleichen Mindestauflagen erfüllen, ist 
zudem ein fairer Wettbewerb sowie ein ausrei-
chender Verbraucherschutz in ganz Europa ge-
währleistet.

Allerdings gibt es unter bestimmten Bedingungen 
dennoch die Möglichkeit für die Mitgliedstaaten, 
strengere Auflagen für Anbieter aus anderen Mit-
gliedstaaten zu machen. Dies ist dann möglich, 
wenn Bereiche betroffen sind, die nicht in den har-
monisierten Bereich der Richtlinie fallen. So wird 
im Rahmen der Revision der Richtlinie aller Vor-
aussicht nach festgelegt, dass Mitgliedstaaten An-
bieter (nicht-linearer) audiovisueller Mediendienste 
aus anderen Mitgliedstaaten unter bestimmten Be-
dingungen verpflichten können, in nationale Film-
förderfonds einzubezahlen, da diese Frage in der 
vorliegenden Richtlinie nicht geregelt ist. Insofern 
gelten das Herkunftslandprinzip und damit der un-
gehinderte Austausch nur hinsichtlich der in der 
Richtlinie harmonisierten Bereiche. Daneben kann 
es Bereiche geben, die (absichtlich) nicht europä-
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Tab. 1	 Revision der EU-Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste (AVMD)

Datum

2005 13. Dezember Kommission schlägt Revision der AVMD-Richtlinie von 1997 vor

2007 18. Dezember Neufassung der AVMD-Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht

2009 19. Dezember Frist für Umsetzung der AVMD-Richtlinie in den Mitgliedstaaten endet

2013 24. April Kommission veröffentlicht „Grünbuch Konvergenz“; hierzu wird eine öffentliche Konsulation durchgeführt

10. Juni Kammerevert-Bericht zu „Connected TV“

2014 20. Januar Verheyen-Bericht zur „Vorbereitung auf die vollständige Konvergenz der ausiovisuellen Welt“

2015 Mai Digital-Single-Market-Strategie

2016 25. Mai Kommission schägt Revision der AVMD-Richtlinie von 2007 vor

5. September Berichtsentwurf Kammerevert/Verheyen im Kulturausschuss des Europäischen Parlaments

2017 25. April Kulturausschuss des Europäischen Parlaments nimmt Kammerevert/Verheyen-Bericht an

18. Mai Plenum des Europäischen Parlaments stimmt Aufnahme von Trilog1)-Verhandlungen auf Grundlage des Kammerevert/Verheyen-Berichts zu

24. Mai Rat nimmt Allgemeine Ausrichtung an und stimmt der Aufnahme von Trilog-Verhandlungen zu

Seit Juli Trilog-Verhandlungen

Voraussichtlich:  
erste Hälfte 2018 Veröffentlichung der revidierten Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Kommission

Voraussichtlich:  
erste Hälfte 2020 Ende der Frist für die Umsetzung in nationales Recht

1) Trilog = Der Begriff bezeichnet die Kompromissverhandlungen zwischen Europäischem Parlament, Rat (Mitgliedstaaten), und Europäischer Kommission im Rahmen des  
EU-Gesetzgebungsverfahrens.

Quelle: Eigene Darstellung.
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Im Vorfeld dieses Urteils hatte jedoch der zustän-
dige Generalanwalt nicht nur die vorgelegte Frage 
aus Österreich anders beantwortet, sondern in 
seinen Schlussanträgen die Zukunftsfähigkeit der 
AVMD-Richtlinie grundsätzlich in Frage gestellt. 
Aus seiner Sicht ging es in dieser Rechtssache um 
„Fragen allgemeiner Art, die die Anwendbarkeit die-
ser Richtlinie auf Inhalte betreffen, die über das In-
ternet öffentlich zugänglich gemacht werden.“ (13) 
So seien multimediale Inhalte eine neue Erschei-
nungsform, die die Richtlinie nicht berücksichtige. 
Die Richtlinie sei insofern, anders als vom Gesetz-
geber gewollt, nicht „zukunftssicher“. Aus der 
Richtlinie gehe hervor, dass nicht beabsichtigt ge-
wesen sei, „Informationsportale“ im Internet dem 
Anwendungsbereich zu unterwerfen. Vielmehr ziele 
die Richtlinie auf lineare und „fernsehähnliche“ 
Formate ab, was deutlich mache, dass eine Aus-
weitung auf neue Inhalte, wie Multimedia-Web-
seiten, gar nicht gewollt gewesen sei. Der General-
anwalt schließt allerdings nicht aus, dass „Inter-
netinhalte, auch audiovisueller Art“ rechtlich gere-
gelt werden können oder dürfen. Diese Vorschriften 
müssten aber den „Besonderheiten des Internets, 
insbesondere seinem multimedialen Charakter, an-
gepasst werden.“ Die AVMD-Richtlinie sei hierfür 
im Grunde ungeeignet. 

In einem weiteren Urteil traf der EuGH im Februar 
2016 eine weitreichende Entscheidung zur Ausle-
gung der AVMD-Richtlinie im Hinblick auf Fernseh-
werbung. (14) Das Vorabentscheidungsverfahren, 
das von einem finnischen Gericht vorgelegt wurde, 
beschäftigte sich mit Fragen der Zulässigkeit von 
„Splitscreen“-Werbung, der Anrechnung von Spon-
sorenzeichen außerhalb des gesponserten Pro-
gramms auf die Werbezeit sowie mit Auslegungs-
fragen bei der maximal zulässigen Werbezeit. Der 
EuGH kam dabei zu folgenden Ergebnissen: 
1. Splitscreen-Werbung am Ende einer Sendung ist 
grundsätzlich zulässig. Es reicht die Trennung von 
Inhalt und Werbung in zwei getrennten Fenstern. 
Ein akustisches oder optisches Signal, das die nach-
folgende Werbung ankündigt, ist nicht zwingend, 
solange die Trennungsvorgaben des einschlägigen 
Artikels der AVMD-Richtlinie erfüllt sind. 
2. Sponsorzeichen außerhalb des gesponserten Pro-
gramms sind bei der Werbezeit anzurechnen. Die 
Richtlinie legt fest, dass Sponsorhinweise „zum 
Beginn, während und/oder zum Ende der Sen-
dung“ zu platzieren sind. Werden sie an anderer 
Stelle platziert, müssen sie als Werbezeit gerech-
net werden. 
3. Zwischen redaktionellem Programm und Wer-
bung sowie zwischen einzelnen Werbespots wird 
zur optischen Trennung häufig eine Schwarzblende 
(„schwarze Sekunde“) gesetzt. Der Gerichtshof 
argumentiert, dass die Richtlinie maximal 20 Pro-
zent Werbung pro Stunde zulasse, was im Umkehr-
schluss bedeute, dass mindestens 80 Prozent dem 

isch harmonisiert sind und bei denen die Mitglied-
staaten Beschränkungen oder Auflagen für Anbie-
ter aus anderen Mitgliedstaaten vorsehen können.
	 Die Mindestharmonisierung der Richtlinie be-
deutet zugleich, dass die EU-Mitgliedstaaten für in 
ihrem Land ansässige Anbieter auch strengere 
Regeln erlassen können. Sie dürfen zwar ausländi-
schen Anbietern den Zugang zu ihrem Markt im 
Prinzip nicht verwehren, sie können aber einheimi-
schen Unternehmen jederzeit zusätzliche Auflagen 
machen. Als Beispiel seien hier nur die viel stren-
geren Werbevorschriften für den deutschen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk genannt. Andersherum 
bedeutet dies aber auch, dass mögliche Lockerun-
gen der europäischen Regeln nicht unbedingt an die 
Anbieter „weitergereicht“ werden. Die Richtlinie 
legt eben nur Mindestregeln fest, die eingehalten 
werden müssen; strengere Regeln sind und blei-
ben auf nationaler Ebene stets möglich.

Relevante Urteile des  
Europäischen Gerichtshofs
Bevor die Europäische Kommission im Mai 2016 
ihren Vorschlag zur Änderung der Richtlinie vor-
legte, fällte der Europäische Gerichtshof auf 
Grundlage der bestehenden Richtlinie zwei Ent-
scheidungen, die nicht nur den Revisionsvorschlag 
beeinflussten, sondern auch ein Schlaglicht auf 
die zur Diskussion stehenden Fragen werfen. Ende 
Oktober 2015 entschied der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) im New-Media-Online-Fall (12), dass 
kurze Videos auf einer von einer Zeitung betriebe-
nen Webseite den Regeln der Richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste (AVMD) unterliegen können. 
Dies sei der Fall, wenn das Angebot in Inhalt und 
Funktion von der journalistischen Tätigkeit der On-
linezeitung eigenständig ist. In dem zugrundelie-
genden Fall stellte die Kommunikationsbehörde 
Austria im Jahr 2012 fest, dass es sich bei dem 
„Video“-Link auf der Internetseite „Tiroler Tages-
zeitung Online“, der zu einem Katalog mit etwa 
300 Videos führte, um einen audiovisuellen Medi-
endienst auf Abruf handele und dieser somit anzei-
gepflichtig sei. Nachdem New Media Online, Inha-
ber und Herausgeber der Tiroler Tageszeitung On-
line, dagegen in Berufung ging, legte der österrei-
chische Verwaltungsgerichtshof die Frage nach den 
Kriterien der Einstufung einer Dienstleistung als 
audiovisueller Mediendienst dem EuGH vor. 
	 Der EuGH kommt zu einer klaren Entscheidung: 
Der Begriff „Sendung“ im Sinne der Richtlinie er-
fasse auch die Bereitstellung kurzer Videos in einer 
Subdomain der Website einer Zeitung, die etwa 
kurzen Sequenzen aus lokalen Nachrichten, Sport 
oder Unterhaltung entsprächen. Zudem müsse im 
konkreten Fall geprüft werden, ob der Hauptzweck 
des Angebots die Bereitstellung von Videos sei. 
Dann würde es unter die AVMD-Richtlinie fallen. Auf 
Grundlage dieser EuGH-Entscheidung urteilte das 
zuständige österreichische Gericht dementspre-
chend und stellte fest, dass es sich bei dem Video-
angebot der Zeitung um einen audiovisuellen Me-
diendienst im Sinne der AVMD-Richtlinie handelte.
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Das Ziel der AVMD-Richtlinie, audiovisuelle Medien, 
die einen erheblichen Einfluss auf die Meinungs-
bildung haben, zu regulieren, bleibt nach wie vor 
relevant. Die Fortentwicklung des Rechtsrahmens 
sollte deshalb neben der Schaffung eines Binnen-
markts für audiovisuelle Medien weiterhin an den 
Zielen der Förderung von Informations- und Mei-
nungsfreiheit sowie kultureller Vielfalt, der Siche-
rung des Rechts auf Teilhabe und der Gewährleis-
tung von Medienpluralismus ausgerichtet sein. 

Das Herkunftslandprinzip ist das Kernstück der 
Richtlinie und hat sich bewährt. Die erwünschte 
grenzüberschreitende Verbreitung audiovisueller 
Werke setzt Rechtssicherheit für die Anbieter vor-
aus, dazu ist die Anwendung nur eines Rechts – 
nämlich das des Ortes der Niederlassung – not-
wendig. Gleichzeitig könnte eine Optimierung der 
Vorschriften über Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten in Streitfällen und Ausnahmeregeln für klar 
begrenzte Missbrauchs- und Umgehungsfälle sinn-
voll sein.

Da die Ziele der Richtlinie relevant bleiben, muss 
der Anwendungsbereich überdacht werden. Zukünf-
tige Regelungen sollten deswegen nicht mehr in 
erster Linie an die Form der Übertragung oder/und 
Präsentation beziehungsweise die Frage, ob es sich 
um lineare oder nicht-lineare audiovisuelle Medi-
endienste handelt, anknüpfen. Neben Regelungen 
für Plattformen in spezifischen Bereichen (siehe 
nachfolgend), sollten insbesondere die Kriterien zur 
Definition eines audiovisuellen Mediendienstes wie 
„Fernsehähnlichkeit“, „Hauptzweck“ und „redak-
tionelle Verantwortung“ weiterentwickelt werden.

Das System der abgestuften Regulierung bleibt 
auch in Zukunft sinnvoll. Vor dem Hintergrund der 
gewandelten Realitäten der Medienmärkte sollte es 
an der gesellschaftlichen Funktion der Inhalte bzw. 
der Dienste ausgerichtet werden und drei Ebenen 
umfassen: 
1. Regelungen für alle audiovisuellen Mediendienste 
mit einem erweiterten Anwendungsbereich, der alle 
Dienste mit Meinungsbildungsrelevanz umfasst und 
an der gesellschaftlichen Funktion der Dienste an-
knüpft. Regelungsgegenstand sollten Jugendschutz, 
Schutz der Menschenwürde, das Gegendarstel-
lungsrecht sowie Verbraucherschutz (Werbung) 
sein. In diesem Zusammenhang sollten auch die 
Kriterien „Fernsehähnlichkeit“, „Hauptzweck“ und 
„redaktionelle Verantwortung“ überprüft und wei-
terentwickelt werden. 
2. Spezifische Regelungen für das klassische Fern-
sehen in linearer Form im Hinblick auf Ereignisse 
von besonderer gesellschaftlicher Bedeutung, das 
Kurzberichterstattungsrecht sowie weitergehende 
Regeln zum Verbraucherschutz, sowie 
3. Neue Regelungen zu Plattformen und Benutzer-
oberflächen: Es sollte Mitgliedstaaten ermöglicht 
werden, für Plattformen, die in erster Linie den 
Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten ermög-
lichen, Regeln in den Bereichen Zugang, Auffind-

Programm vorbehalten sein müssten. Die „schwar-
ze Sekunde“ müsse demnach auf die Werbezeit 
angerechnet werden. 

In beiden Urteilen werden Fragen angesprochen, 
die im Rahmen der Revision der AVMD-Richtlinie 
wichtig sind. Zwar geht es im letztgenannten Urteil 
vordergründig um Fragen der Interpretation der 
Werbevorschriften der bestehenden Richtlinie. Da-
hinter steht aber die Frage, ob und inwieweit spe-
zifische, strenge Regeln für Werbung in linearen 
Diensten im Vergleich zu weniger strengen Regeln 
für nicht-lineare Dienste überhaupt noch ange-
messen sind. Ganz abgesehen davon, dass Videos 
auf sogenannten Video-Sharingplattformen, zum 
Beispiel YouTube, regelmäßig die Werbevorgaben 
der Richtlinie unterlaufen. Die strikte Auslegung 
des Gerichtshofs zu Schwarzblenden und Sponsor-
hinweisen machte insbesondere für Vertreter des 
kommerziellen Rundfunks einmal mehr deutlich, 
dass sich im Rahmen der bestehenden Regeln kein 
fairer Wettbewerb mit neuen Angeboten erreichen 
ließe.

Die Entscheidung im Fall New Media Online wirft 
einerseits die Frage nach dem Anwendungsbe-
reich der Richtlinie auf. Der Gerichtshof macht 
hierbei deutlich, dass auch kurze Videos in einem 
Katalog auf einer Zeitungswebseite, soweit sie re-
daktionell verantwortet sind, der Richtlinie unter-
liegen können. Hieraus ergibt sich die Notwendig-
keit, die entsprechenden Definitionen der Richtlinie 
anzupassen. Noch spannender sind allerdings die 
Fragen, die der Generalanwalt in seinem Plädoyer 
stellte: Ist eine sektorspezifische Regulierung über-
haupt noch geeignet, um dem Phänomen der – in-
haltlichen, technischen und nutzungsmäßigen – 
Konvergenz gerecht zu werden? Kann eine Richt
linie, die ursprünglich aus der Fernsehwelt stammt, 
überhaupt so weiterentwickelt werden, dass sie in 
der konvergenten Medienwelt einen sinnvollen Re-
gulierungsrahmen darstellt? Oder ist nicht eine viel 
umfassendere, an der Konvergenz ausgerichtete 
Regulierung notwendig, die ganz verschiedene 
Rechtsinstrumente zusammenführen müsste? Letz-
teres käme allerdings einer Revolution der Regu-
lierung gleich. Wie wir sehen werden, hat sich die 
Europäische Kommission für den Weg der Evolution 
statt Revolution entschieden und fand hierbei im 
Grunde auch die Zustimmung von Parlament und 
Rat. 

Die Positionen von ARD und ZDF im Vorfeld 
der Revision
ARD und ZDF hatten sowohl an der von der Euro-
päischen Kommission durchgeführten Konsultation 
teilgenommen als auch unabhängig davon ihre 
wichtigsten Positionen und Forderungen hinsicht-
lich der Überarbeitung der Richtlinie formuliert, die 
sich wie folgt zusammenfassen lassen:
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barkeit und Inhalteintegrität vorzusehen. Ziel ist die 
Sicherung eines diskriminierungsfreien Zugangs 
zu Plattformen für audiovisuelle Dienste. Bezüglich 
der Auffindbarkeit von Angeboten auf Drittplattfor-
men sollte Angeboten von besonderer gesellschaft-
licher Bedeutung eine vorrangige Darstellung auf 
den Benutzeroberflächen ermöglicht werden kön-
nen. Zusätzlich ist Signalintegrität wichtig, da An-
bieter von Benutzeroberflächen in Einzelfällen schon 
heute Überblendungen (z. B. parasitäre Werbeein- 
oder -überblendungen) und Skalierungen vorneh-
men sowie bestimmte Teile des Sendesignals (z. B. 
Sendungsinformationen oder zusätzliche Dienste 
für Barrierefreiheit) herausfiltern.
	 Durch die Konvergenz der Medien treffen stark 
regulierte lineare Inhalte auf weniger stark bezie-
hungsweise nicht regulierte Abrufdienste. Bei der 
Verankerung des Jugendschutzes und des Schut-
zes der Menschenwürde muss es für alle zukünftig 
einzubeziehenden Dienste zu einem hohen Schutz-
niveau kommen.
	 Die qualitativen Werberegeln sollten beibehalten 
und gestärkt werden, bei den quantitativen Vorga-
ben erscheint eine Lockerung möglich.
	 Die bestehenden Quotenregeln für europäische 
Werke und Werke unabhängiger Produzenten kön-
nen beibehalten werden.
	 Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet werden, 
nationale Listen zu „Ereignissen von besonderer 
gesellschaftlicher Bedeutung“ zu beschließen und 
bei der Kommission zu notifizieren. Die Effektivität 
des Systems sollte verbessert werden. Das Kurz-
berichterstattungsrecht muss erhalten und ent-
sprechend der veränderten Realitäten angepasst 
werden.
	 Der barrierefreie Zugang sollte gestärkt wer-
den. Hierzu sind aber keine europäischen Regeln 
notwendig, sondern dies erfolgt, wie bisher, am 
besten auf nationaler Ebene. 
	 Die bestehende Zusammenarbeit nationaler 
Regulierungsbehörden ist positiv. Weitere euro-
päische Vorgaben in diesem Bereich sind nicht 
wünschenswert. 

Insgesamt sprechen sich ARD und ZDF also für 
eine moderate Weiterentwicklung der Richtlinie 
aus. Und wie sich zeigen sollte, bewegen sie sich 
mit ihren Positionen weitgehend im Rahmen des-
sen, was tatsächlich von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagen wird. Die Vorschläge der 
Europäischen Kommission sowie die Diskussionen 
in Parlament und Rat sollen daher vor allem vor 
dem Hintergrund der Forderungen von ARD und 
ZDF dargestellt und analysiert werden. Doch zu-
nächst soll ein Blick auf die politischen Rahmen-
bedingungen in Brüssel geworfen werden, die so-
wohl den Vorschlag der Europäischen Kommission 
als auch den Gesetzgebungsprozess beeinflussen.

Gewandeltes Lobbyumfeld 
Die Anpassung bestehender Regeln wird neben 
technologischen und marktlichen Entwicklungen 
natürlich auch vom politischen Umfeld beeinflusst. 

Auch dieses hat sich auf europäischer Ebene in 
den letzten zehn Jahren gewandelt. Etablierte und 
neue amerikanische Unternehmen haben nicht nur 
Dienste und Geräte entwickelt und in Europa ver-
marktet, sondern parallel wurden sie auch im Be-
reich des Lobbying aktiv. Unternehmen wie Apple, 
Facebook, Netflix und Google bzw. Alphabet sind 
nicht nur mit eigenen Lobby-Vertretern und in neu 
geschaffenen Verbänden in Europa aktiv. Auch in 
der Mitgliedschaft der Verbände aus dem klassi-
schen Fernsehbereich ist die Anzahl US-amerika-
nischer Firmen gewachsen. So zählt der Verband 
der kommerziellen Fernsehveranstalter in Europa, 
ACT (15), unter anderem Discovery, Disney, Fox, 
Sky, Turner, Viacom und NBC Universal zu seinen 
Mitgliedern. Beim Verband der europäischen TV- 
und Radio-Werbezeitenvermarkter, egta, sind eben-
falls Discovery, Fox, NBC Universal, Sky und Viacom 
dabei. (16) 

Durch diese neuen Marktteilnehmer ist eine zu-
nehmende „Amerikanisierung“ des Lobbyings in 
Brüssel festzustellen. Dies betrifft sowohl die in-
haltlichen Positionen als auch die Art und Weise 
der Interessenvertretung. Außerhalb und innerhalb 
der klassischen TV-Verbände schrumpft der Anteil 
derjenigen Unternehmen, die die Besonderheit 
audiovisueller Medien anerkennen, die Notwen-
digkeit eines besonderen Regulierungsregimes 
bejahen und folglich sowohl spezifische Beschrän-
kungen als auch damit einhergehende Vorrechte 
akzeptieren. Dagegen steigt der Anteil meist US-
amerikanischer Medienunternehmen, die einem 
besonderen Regelungsregime für audiovisuelle Me-
dien kritisch gegenüberstehen und im Grunde für 
eine weitestgehende Liberalisierung eintreten. Aus-
genommen hiervon bleiben in der Regel nur der 
Schutz grundlegendster Werte wie Jugendschutz 
und Schutz der Menschenwürde, die nach Auffas-
sung vieler US-Unternehmen allerdings weitgehend 
im Rahmen einer Selbstregulierung abgesichert 
werden könnten. Dementsprechend lehnen diese 
Unternehmen eine – auch teilweise – Ausweitung 
bestehender Regeln auf neue Anbieter zur Schaf-
fung eines fairen Wettbewerbs, eines „Level-play-
ing-fields“, ab.

Neben unterschiedlichen Auffassungen in der Sache 
treten verschiedene Kulturen der Interessenvertre-
tung. Amerikanische Unternehmen werden oft als 
aggressiver und persistenter wahrgenommen. Im 
vorliegenden Fall wurde dies besonders augenfällig 
im Rahmen der Plenarabstimmung im Europäischen 
Parlament zur Erteilung eines Mandats für Kompro-
missverhandlungen mit den Mitgliedstaaten, dem 
sogenannten Trilog. Nach einer kürzlich in Kraft 
getretenen Änderung der Geschäftsordnung muss 
das Plenum des Europäischen Parlaments den Be-
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Den Höhepunkt der öffentlichen Auseinanderset-
zung bildete schließlich ein Beitrag der estnischen 
liberalen Abgeordneten Yana Thom, die im Vorfeld 
der Abstimmung im Plenum des Europäischen 
Parlaments in einem Meinungsartikel, der mit 
Halbwahrheiten gespickt war, die Berichterstatte-
rinnen scharf angriff und ankündigte alles zu tun, 
um den im Kulturausschuss gefunden Kompromiss 
noch zu Fall zu bringen. (20) Und nach der Abstim-
mung im Plenum legte ein Artikel in Politico nahe, 
dass die Position des Parlaments auf undemokra-
tische Weise zu Stande gekommen sei, da nur die 
Mehrheit von 17 Abgeordneten des Kulturausschuss 
die Position des Parlaments festgelegt hätten. (21) 
Dass ein solches Verfahren im Europäischen Parla-
ment die Regel und nicht die Ausnahme ist, wurde 
allerdings nicht erwähnt.

Durch die Vielzahl der neuen „Player“, nicht nur, 
aber insbesondere aus den USA, sowie der Ausdif-
ferenzierung des Marktes und der damit einherge-
henden politischen Interessen, gestaltet sich auch 
die politische Mehrheitsfindung zunehmend schwie-
rig. Wurde im Rahmen der letzten Revision der 
Bericht im federführenden Kulturausschuss noch 
praktisch einstimmig angenommen (22), so wurde 
der Bericht der beiden Abgeordneten Kammerevert 
und Verheyen im April 2017 im Kulturausschuss mit 
17 Ja-Stimmen, neun Gegenstimmen und vier Ent-
haltungen angenommen. Dies mag auch der grö-
ßeren Zahl Abgeordneter kleinerer, auch europa
skeptischer Parteien im Europäischen Parlament 
geschuldet sein, es ist aber vor allem Ergebnis 
eines ausdifferenzierten, dynamischen Marktes, in 
dem die Interessen der Anbieter sehr unterschied-
lich sind. Dies zeigte sich ebenso bei der Schluss-
abstimmung im Rat zur Annahme einer gemeinsa-
men Position für Triolog-Verhandlungen. Die Mehr-
heitsfindung gestaltete sich dort ebenso schwierig; 
erstmalig wurden noch in der Sitzung der Minister 
selbst letzte Veränderungen am Text vorgenom-
men. Am Ende stimmten dennoch sieben Staaten 
gegen die gemeinsame Position. Ebenso wie die 
knappen Mehrheiten und Auseinandersetzungen 
im Parlament ist dies ein Novum im Rahmen der 
AVMD-Richtlinie.

Der Vorschlag der Europäischen Kommission 
Am 25. Mai 2016 legte die Europäische Kommissi-
on ihren Vorschlag für eine Revision zur Änderung 
der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
vor. (23) In dem gleichzeitig veröffentlichten Arbeits-
dokument, dem sogenannten Impact Assessment, 
erläutert die Kommission die Gründe für ihren Vor-
schlag und gibt einen Einblick in die verschiedenen 
Optionen, aus denen sie ausgewählt hat. (24) Vor 
dem Hintergrund der umfassenden Überprüfung 
des bestehenden Rechtsrahmens kommt sie zu 
dem Schluss, dass es maßgeblich drei Problembe-
reiche gebe, in denen Handlungsbedarf bestehe: 
Zum ersten sei der Schutz von Minderjährigen und 
Nutzer beim Konsum von Videos auf Video-Sharing-
plattformen (zum Beispiel YouTube) nicht gewähr-

schluss des federführenden Ausschusses zur Auf-
nahme von Verhandlungen mit dem Rat noch ein-
mal überprüfen, falls dies von 10 Prozent der Ab-
geordneten beantragt wird. (17) Im Rahmen der 
Revision der AVMD-Richtlinie fand diese Neuerung 
zum ersten Mal Anwendung. Dies nutzten einige 
Abgeordnete, um den im federführenden Kultur-
ausschuss gefundenen inhaltlichen Kompromiss 
noch einmal in Frage zu stellen. Unterstützt und an-
gestachelt wurden sie hierbei offenbar vor allem von 
US-amerikanischen Internetunternehmen, denen 
die Positionen des Kulturausschusses deutlich zu 
weit gingen, beispielsweise hinsichtlich der Quoten-
regeln für nicht-lineare Dienste oder die Aufnahme 
einiger Vorgaben für Video-Sharingplattformen. Es 
wurden also Geschäftsordnungsverfahren genutzt, 
um nach der eigentlichen Sachentscheidung im 
Ausschuss die dort beschlossenen, inhaltlich un-
liebsamen Positionen in Frage zu stellen. Und dies 
wurde mit ungewöhnlich scharfen Worten in der 
Plenardebatte begleitet. Ein solches Vorgehen wäre 
bei vorherigen Überarbeitungen der Richtlinie un-
denkbar gewesen und ist offensichtlich auch eine 
Folge der dargestellten „Amerikanisierung“ des 
Lobbyings in Brüssel. 

Seine Entsprechung findet diese „Amerikanisie-
rung“ des europäischen politischen Prozesses auf 
publizistischer Ebene vor allem in der seit 2015 
erscheinenden politischen Wochenzeitung Politico 
Europe. Dieses insbesondere mit seinen Newslet-
tern und seiner Webseite aktive Nachrichtenportal 
ist ein Joint Venture des amerikanischen Verlags 
Politico, der vor allem im Washingtoner Lobbyum-
feld eine Institution ist, und des deutschen Axel 
Springer Verlags. Politico trägt maßgeblich zu einer 
Boulevardisierung, Personalisierung und Skandali-
sierung der Berichterstattung über den europäi-
schen politischen Prozess bei. Im Rahmen der 
AVMD-Revision zeigte sich dies insbesondere an 
den Artikeln über die (angeblichen) Interessenkon-
flikte der beiden Berichterstatterinnen Petra Kam-
merevert und Sabine Verheyen im Europäischen 
Parlament. Ihnen wurde vorgeworfen, nicht unvor-
eingenommen, ja parteiisch zu sein, da sie als Mit-
glieder bzw. ehemalige Mitglieder des WDR-Rund-
funkrats die Interessen eines spezifischen Unter-
nehmens verträten. Auch die bei Politico übliche 
Betitelung der AVMD-Richtlinie als „Netflix-Gesetz-
gebung“, macht eine Veränderung deutlich, in 
welcher der komplexe Revisionsprozess auf die 
eher nebensächliche Frage der Quoten für europä-
ische Werke in nicht-linearen Diensten reduziert 
wurde. (18) Dass solcherlei Verkürzungen nicht nur 
in Politico auftauchten, sondern auch von anderen, 
lange in Brüssel tätigen Nachrichtenportalen wie 
EurActiv, aufgenommen und repliziert wurden, un-
terstreicht den im Gange befindlichen Wandel. (19) 
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leistet. Zum zweiten mangele es an einem fairem 
Wettbewerb, einem Level-playing-field, zwischen 
traditionellen Fernsehanbietern und Anbietern nicht-
linearer AV-Dienste. Drittens seien die Regeln im 
Bereich Werbung, Sponsoring und Produktplatzie-
rung (im europäischen Sprachgebrauch: „kommer-
zielle Kommunikation“) vor dem Hintergrund einer 
gewandelten Medienwelt nicht länger geeignet, um 
die Ziele der Richtlinie zu erreichen. Darüber hin-
aus gebe es in den Mitgliedstaaten unterschied
liche Vorgaben für den barrierefreien Zugang zu 
Mediendiensten. Ziel des Vorschlags sei insgesamt 
ein Level-playing-field für die verschiedenen An-
bieter audiovisueller Mediendienste zu schaffen.

Von dieser Analyse ausgehend macht die Kommis-
sion Vorschläge für zahlreiche Änderungen der 
bestehenden Richtlinie. Dabei hält sie aber an 
einer sektorspezifischen Richtlinie, die die Regu-
lierung audiovisueller Mediendienste zum Gegen-
stand hat, fest. Eine „Revolution“ im Sinne einer 
übergreifenden Konvergenzrichtlinie wird als nicht 
realistisch und auch nicht notwendig angesehen. 
Vielmehr soll durch eine Vielzahl von Änderungen 
ein zukunftsfester Rechtsrahmen geschaffen wer-
den, der allen Marktteilnehmern einen fairen Wett-
bewerb ermöglicht. Gleichzeitig sollen Jugend-
schutz, Schutz der Menschenwürde sowie grund-
legende Ziele der europäischen audiovisuellen 
Politik, wie Sicherung der sprachlichen und kultu-
rellen Vielfalt und des Medienpluralismus, auch in 
Zukunft gewährleistet werden.

Dabei muss der Doppelcharakter audiovisueller 
Medien als Kultur- und Wirtschaftsgut berücksich-
tigt werden. Die Europäische Kommission begrün-
det die europäischen Regelungen für audiovisuelle 
Mediendienste mit ihrer Kompetenz für den euro-
päischen Binnenmarkt und hat damit vor allem 
ihren wirtschaftlichen Charakter im Blick. Dagegen 
liegt die Kompetenz für die Kulturpolitik, und dazu 
gehört eben auch die Medienpolitik, nach wie vor 
bei den Mitgliedstaaten. Auf europäischer Ebene 
muss es daher darum gehen, mit Hilfe breiter 
Mehrheiten zu einer Mindestharmonisierung für 
28 unterschiedliche Medienmärkte zu kommen und 
die unterschiedlichen Kompetenzen zu beachten. 
Für visionäre Vorschläge ist daher kaum Platz. 

Im Folgenden werden die wichtigsten Themen des 
Revisionsprozesses dargestellt, wobei maßgeblich 
die Punkte angesprochen werden, die für ARD und 
ZDF von besonderer Bedeutung waren und/oder 
grundlegende Änderungen und Weiterentwicklun-
gen der Richtlinie darstellen. Zum Redaktions-
schluss waren die Verhandlungen zwischen Parla-
ment, Rat und Europäischer Kommission jedoch 
noch nicht abgeschlossen. Daher handelt es sich 
bei der nachfolgenden Darstellung um eine Mo-
mentaufnahme. Auf Grundlage der verschiedenen 
bekannten Positionen und der bisher bekannt ge-
wordenen Gesprächsergebnisse lässt sich jedoch 
der Korridor der zukünftigen Einigung erkennen.

Materieller Anwendungsbereich
Relativ unumstritten waren die Klarstellungen des 
Anwendungsbereichs, mit denen das Media-On-
line-Urteil des Europäischen Gerichtshofs im euro-
päischen Recht kodifiziert werden soll. Künftig, so 
schon der Vorschlag der Kommission, sollen vor-
aussichtlich nicht nur wie bisher Dienste, deren 
„Hauptzweck“ insgesamt darin besteht, Sendun-
gen für die allgemeine Öffentlichkeit bereit zu stel-
len, der Richtlinie unterliegen, sondern auch ein 
„trennbarer Teil“ eines Gesamtangebots, wenn er 
in der Erbringung solcher AV-Dienste besteht. Eine 
„Sendung“ im Sinne der Richtlinie muss dann 
nicht mehr in „Form und Inhalt mit der Form und 
dem Inhalt von Fernsehprogrammen vergleichbar 
sein“, und explizit sollen „Kurzvideos“ in der Defi-
nition von „Sendung“ als ein Beispiel genannt 
werden. Diese Änderungen werden sowohl vom 
Parlament als auch den Mitgliedstaaten unterstützt.

Zu einem zentralen Streitpunkt entwickelte sich 
allerdings die Frage, ob und wie so genannte Video-
Sharingplattformen (VSPs) in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie aufgenommen werden sollten. 
Dieser Begriff zielt auf Plattformen wie YouTube ab, 
auf denen vor allem user-generated Content zu 
finden ist, die aber durchaus auch professionelle 
Inhalte verbreiten und die diese Inhalte ordnen, 
kategorisieren, auffindbar machen und in ihrem 
Umfeld Werbung verkaufen. Die Europäische Kom-
mission hatte vorgeschlagen, solche Plattformen 
als eigenständige Kategorie neben linearen und 
nicht-linearen Mediendiensten aufzunehmen und 
die Mitgliedstaaten zu verpflichten, vor allem mit 
Mitteln der Ko-Regulierung den Jugendschutz und 
den Schutz der Menschenwürde zu verbessern. 
Darüber hinaus wollte die Kommission den Mit-
gliedstaaten weitere Regulierungen solcher Platt-
formen allerdings weitgehend untersagen. Dies ist 
in einer Richtlinie, die sonst nur eine Mindesthar-
monisierung vorsieht und es den Mitgliedstaaten 
stets erlaubt, strengere Regeln zu erlassen, ein 
Novum, ja im Grunde ein Widerspruch in sich. Of-
fenbar fürchtete man bei der Europäischen Kom-
mission aber, durch weitergehende Regeln so viel 
Widerstand bei den betroffenen Unternehmen zu 
erzeugen, dass dies die Verabschiedung der ge-
samten Richtlinie gefährdet werden könnte. 

Vor allem stellte sich aus Sicht der Kommission in 
diesem Bereich aber die Frage nach dem Verhältnis 
der AVMD-Richtlinie zur sogenannten e-Commerce-
Richtlinie aus dem Jahr 2000. (25) Gemäß dieser 
Richtlinie sind sogenannte „Vermittler“ nicht ver-
pflichtet, die über ihre Netzwerke laufenden Inhalte 
zu überwachen („reine Durchleitung“). Zudem sind 
Vermittler, insbesondere die Betreiber sogenannter 
Hostingdienste, von der Haftung für die bei ihnen 
gespeicherten rechtswidrigen Inhalte befreit, so 
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wie bei der Definition von Mediendiensten, von 
einem „trennbaren“ Video-Teil auf solchen Platt-
formen sprechen? Mitgliedstaaten und Europä
isches Parlament bejahen im Prinzip beide Fragen. 
So sollen nach dem Willen des Rats künftig soziale 
Medien den Regeln für Video-Sharingplattformen 
unterliegen, „wenn die Bereitstellung von Sen-
dungen und Nutzern erstellten Videos eine 
wesentliche Funktion eines sozialen Mediums 
darstellt.“ (30) Auch das Europäische Parlament 
geht in eine ähnliche Richtung. 
	 Im Vergleich zu den ursprünglichen Vorschlä-
gen der Europäischen Kommission ist abzusehen, 
dass der endgültige Kompromiss zu Video-Sharing-
plattformen einen wegweisenden Schritt zu einer 
Ausweitung des materiellen Anwendungsbereichs 
der Richtlinie darstellt. Ähnlich der Aufnahme 
nicht-linearer Dienste im Rahmen der letzten Re-
vision, die sich als zukunftsweisend herausstellte, 
wird einmal mehr der wichtige Versuch unternom-
men, grundlegenden Zielen der europäischen audio-
visuellen Politik auch im Zeitalter der Konvergenz 
Geltung zu verschaffen.

Angleichung der Regeln für lineare und  
nicht-lineare Dienste
Veränderungen werden sich voraussichtlich auch 
hinsichtlich der Angleichung der Regeln für lineare 
und nicht-lineare Dienste ergeben. In der beste-
henden Richtlinie gelten im Rahmen der soge-
nannten abgestuften Regelungsdichte zwar einige 
grundlegende Vorgaben für beide Dienstarten, aber 
in einem zentralen Bereich, wie dem Jugend-
schutz, gelten für nicht-lineare Dienste durchweg 
weniger strenge Regeln. Zudem differieren auch 
die Vorschriften im Hinblick auf die Erbringung und 
mögliche Einschränkung von Diensten aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten (Artikel 3 und 4 der Richtlinie) 
zwischen linearen und nicht-linearen Diensten. All 
diese Regeln sollen im Rahmen der Revision der 
Richtlinie nun angeglichen werden. Nicht zuletzt 
beim Jugendschutz hatte die Europäische Kom-
mission ja Probleme gesehen, denen mit den Neu-
regelungen nun begegnet werden soll.

Weiterhin unterschiedlich werden jedoch aller Vor-
aussicht nach die Regeln in einigen Teilbereichen 
bleiben, so im Hinblick auf qualitative Vorschriften 
im Bereich der Alkoholwerbung, beim Gegendarstel-
lungsrecht, bei den Quoten für europäische Werke 
und Werke unabhängiger Produzenten sowie hin-
sichtlich des Kurzberichterstattungsrechts und der 
Listenregelung für Ereignisse von erheblicher ge-
sellschaftlicher Bedeutung. Naturgemäß finden 
auch die quantitativen Werberegeln für TV-Pro-
gramme keine Anwendung auf Abrufdienste. Da-
gegen werden allerdings die Quotenregeln für nicht-
lineare Dienste verschärft werden (siehe dazu auch 
unten) und den Regeln für lineare Dienste näher 
gebracht. Und im Bereich der Werbung (siehe 
unten) werden die Regeln zur Trennung von Wer-
bung und Programm bei nicht-linearen Diensten 
vermutlich ebenfalls verschärft.

lange sie keine Kenntnis davon haben. Die Frage 
war also im Kern: Inwieweit sind Video-Sharing-
plattformen durch die e-Commerce-Richtlinie vor 
Regulierung geschützt, und wo gehen ihre Aktivi-
täten gegebenenfalls über die reine „Vermittlung“ 
hinaus, womit sie weitergehenden Regeln unter-
worfen werden könnten. Sowohl das Europäische 
Parlament als auch die Mitgliedstaaten vertreten 
hier eine andere Position als die Europäische Kom-
mission und gehen in ihren Vorschlägen beispiels-
weise nicht nur über die von der Kommission vor-
geschlagenen Ko-Regulierung hinaus, sondern 
schlagen auch bestimmte Verpflichtungen, bei-
spielsweise im Bereich Werbung, vor.

So schlugen die Berichterstatterinnen Petra Kam-
merevert und Sabine Verheyen zunächst sogar vor, 
die VSPs im Prinzip vollständig in die Richtlinie mit 
einzubeziehen und sie, ebenso wie lineare und 
nicht-lineare Dienste, einer abgestuften Regulie-
rung zu unterwerfen. (26) Dieser sehr weitgehende 
Ansatz fand jedoch weder im Parlament eine 
Mehrheit, noch wurde er im Rat aufgegriffen. So 
bleiben die Video-Sharingplattformen aller Voraus-
sicht nach als eigenständige Kategorie enthalten, 
doch wird die Einigung in diesem Bereich wahr-
scheinlich deutlich über die Vorschläge der Kom-
mission hinausgehen: Vor allem soll es den Mit-
gliedstaaten explizit erlaubt bleiben, auf nationaler 
Ebene über die AVMD-Richtlinie hinausgehende 
Regeln zu erlassen. Zudem sollen die Video-Sha-
ringplattformen verpflichtet werden, bei derjeni-
gen Werbung, die sie um die Videos herum platzie-
ren, einige Grundregeln in Bezug auf kommerzielle 
Kommunikation einzuhalten.
	 Aus Sicht von ARD und ZDF ist zudem klar, 
dass, wie schon unter der bestehenden Richtlinie, 
ein Unterschied zwischen der Verantwortung von 
Plattformanbietern einerseits und den Anbietern von 
Videos auf diesen Plattformen andererseits ge-
macht werden kann und muss. Denn Anbieter von 
Videos können durchaus schon heute den Regeln 
der Richtlinie unterliegen, wenn sie einen „audio-
visuellen Mediendienst“ nach der Definition der 
Richtlinie anbieten. Die derzeitigen Auseinander-
setzungen der Landesmedienanstalten mit einzel-
nen Anbietern auf YouTube auf Grundlage des be-
stehenden Rechts zeigen dies. (27)

Eine besonders schwierige Diskussion entstand 
hinsichtlich der Frage, wie andere Social-Media-
Plattformen, beispielsweise Facebook, behandelt 
werden sollten, auf denen zunehmend audiovisu-
elle Inhalte zugänglich sind und die ihre geschäft-
liche Zukunft selbst bei audiovisuellen Inhalten 
sehen. (28) Hier überschneiden sich verschiedene 
Fragen: Ist die AVMD-Richtlinie in einer Welt der 
umfassenden Konvergenz tatsächlich das richtige 
Regulierungsinstrument? (29) Lässt sich, ähnlich 
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Werbung, Sponsoring und Produktplatzierung
Ein ganz wesentliches Ziel der Europäischen Kom-
mission bei der Revision der AVMD-Richtlinie war 
die Schaffung eines Level-playing-field, das heißt 
fairer Wettbewerbsbedingungen für alle Anbieter 
audiovisueller Mediendienste. Den Regelungen im 
Bereich der kommerziellen Kommunikation, das 
heißt Werbung, Produktplatzierung und Sponsoring, 
kommt hierbei eine zentrale Rolle zu. In ihrem Im-
pact Assessment stellt die Kommission klar, dass 
sie die geltenden Vorschriften für nicht mehr ange-
messen hält. (31) Dies gilt zum einen im Hinblick 
auf die gestiegene Bedeutung und Nutzung nicht-
linearer Dienste, die naturgemäß keinerlei quanti-
tativen Werberegeln (wie die linearen Dienste) un-
terliegen. Zum anderen muss hier aber auch das 
Verhältnis von linearen und nicht-linearen audiovi-
suellen Mediendiensten zu Angeboten auf Video-
Sharingplattformen in den Blick genommen wer-
den. Teilweise haben diese ebenfalls ein Millionen-
publikum und werden kommerziell betrieben. Sie 
unterliegen zwar im Grunde jetzt schon den Re-
geln für kommerzielle Kommunikation für (nicht-
lineare) audiovisuelle Mediendienste, wenn sie 
auch die anderen Kriterien der Definition eines 
audiovisuellen Mediendienstes erfüllen. In der Pra-
xis werden diese Regeln aber durch die Regulie-
rungsbehörden kaum durchgesetzt. Das Publikum 
unterscheidet allerdings nicht, ob es (nicht-lineare) 
Inhalte konventioneller Anbieter konsumiert, die 
entsprechende Regeln zum Beispiel im Hinblick 
auf Produktplatzierung bzw. Schleichwerbung ein-
halten müssen, oder ob es sich um so genannten 
user-generated Content handelt, bei dem die ent-
sprechenden Gesetze in der Regel nicht durchge-
setzt werden. Vor diesem Hintergrund erschien eine 
Lockerung der Vorgaben im Bereich der kommer-
ziellen Kommunikation ein wichtiger Schritt zu 
einem fairen Wettbewerb auf dem Markt audio
visueller Inhalte.

Es ist davon auszugehen, dass eine Vielzahl von 
Liberalisierungen vorgenommen werden wird. Die 
Diskussionen auf dem Weg waren allerdings sehr 
kontrovers und veranlassten egta, ACT, VPRT und 
andere Verbände noch Ende Februar 2017 zu einem 
offenen Brief, in dem sie mit Blick auf die im Parla-
ment eingebrachten Änderungsanträge vor negati-
ven Folgen aufgrund strikterer Werberegulierung 
bzw. mangelnder Liberalisierung für die klassischen 
Medienanbieter warnten. (32)
	 Im Folgenden sollen die wichtigsten Punkte aus 
dem Bereich Werbung kurz dargestellt werden, 
immer mit der Einschränkung, dass hierüber die 
Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind.

Im Hinblick auf die maximale Werbezeit wird die 
neue Richtlinie vermutlich eine Flexibilisierung vor-
sehen: Künftig soll Werbung 20 Prozent der Sende-
zeit pro Tag (nicht mehr pro Stunde) ausmachen 
dürfen. Allerdings wird vermutlich eine Primetime 
geführt, innerhalb der die Werbung nicht mehr als 
20 Prozent betragen darf. Generell sollen künftig 

nicht zur Werbung gerechnet werden: Self- und 
Crosspromotion einer Sendergruppe beziehungs-
weise eines Medienunternehmens bezüglich eige-
ner Programme, Produkte und audiovisueller Me-
diendienste, die damit in direktem Zusammenhang 
stehen, die so genannte schwarze Sekunde zwi-
schen Werbespots und zwischen Spots und redak-
tionellen Inhalten (33) sowie Bekanntmachungen zu 
öffentlichen oder karitativen Zwecken. Einzelspots 
werden vermutlich generell zulässig, nicht wie bis-
her nur bei Sportsendungen. Im Hinblick auf die 
Unterbrechung von Fernseh- und Spielfilmen wird 
es allerdings wahrscheinlich bei der 30-Minuten-
Regel bleiben. 

Produktplatzierung war nach der bisherigen Richt-
linie verboten, es galten aber weitreichende Aus-
nahmen von diesem Verbot. Es ist absehbar, dass 
nach der Neuregelung Produktplatzierung künftig 
prinzipiell erlaubt sein wird, aber bestimmten Re-
geln unterliegen wird. So darf das Produkt wahr-
scheinlich nach wie vor nicht zu stark herausge-
stellt werden („undue prominence“). Allerdings 
muss vermutlich künftig nur noch am Anfang und 
am Ende der Sendung, nicht aber nach den Werbe-
pausen auf Produktplatzierung hingewiesen wer-
den. Das Verbot von Produktplatzierung in Kinder-
programmen wird ebenso erhalten bleiben wie das 
für Tabakwaren, das noch auf elektronische Ziga-
retten ausgeweitet wird. 
	 Ob der bestehende Erwägungsgrund zur Pro-
duktbeistellung/Produktionshilfe, der diese von der 
Produktplatzierung abgrenzt, erhalten bleiben wird, 
ist bisher noch unklar. Eine Streichung könnte al-
lerdings zu Rechtsunsicherheit führen, beispiels-
weise für die deutschen öffentlich-rechtlichen Sen-
der, denen Produktplatzierung zwar verboten ist, 
die Produktionshilfe unter bestimmten Bedingungen 
jedoch einsetzen können.

Beim Sponsoring wird die Vorschrift, dass keine 
speziellen, verkaufsfördernden Hinweise enthalten 
sein dürfen, vermutlich gestrichen. Dies könnte 
einen etwas größeren Spielraum bei der Gestal-
tung von Sponsorhinweisen eröffnen. Darüber hin-
aus wird Werbung künftig vermutlich auch in nicht-
linearen Diensten „unterscheidbar“ vom redakti-
onellen Inhalt, und nicht nur „erkennbar“ sein 
müssen.

Trotz vielfacher anderslautender Forderungen vor 
allem aus den Reihen der EU-Abgeordneten blei-
ben im Bereich Werbung für „ungesunde Lebens-
mittel“ und Alkohol wirkliche Verschärfungen aller 
Voraussicht nach aus. Allerdings werden die Vor-
gaben für Verhaltenskodizes für Werbung für „un-
gesunde Lebensmittel“ vermutlich deutlich detail-
lierter und sie müssen zudem das Ziel verfolgen, 
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fänger zum privaten Gebrauch angefordert wer-
den“. (35) Dies dient aus Sicht des Parlaments 
auch der Durchsetzung der Regeln der Richtlinie 
selbst. (36) Denn beispielsweise würde eine Über-
blendung von Inhalten mit Werbung durch Dritte 
nicht nur die Signalintegrität und damit die redak-
tionelle Verantwortung des Mediendiensteanbie-
ters in Frage stellen, sondern könnte auch die Wer-
beregeln der Richtlinie, zum Beispiel bestimmte 
Werbeverbote, untergraben. Es bleibt abzuwarten, 
ob sich das Parlament mit seiner Position durch-
setzen kann.

Im Hinblick auf die Schaffung von Auffindbarkeits-
regeln entschied sich die Europäische Kommission 
ebenfalls, keine Änderungen in den Artikeln der 
Richtlinie vorzusehen, die diese Frage auf europä-
ischer Ebene harmonisieren würde. (37) Allerdings 
stellt sie in ihrem Vorschlag in einem Erwägungs-
grund klar, dass die Mitgliedstaaten frei sind, Vor-
gaben zur Auffindbarkeit und Zugänglichkeit von 
Inhalten festzulegen, die den Zielen des Medien-
pluralismus, der Meinungsfreiheit und der kultu-
rellen Vielfalt dienen. (38) Aus Sicht von ARD und 
ZDF ist der Vorschlag eines solchen Erwägungs-
grunds ausreichend, denn er stellt klar, dass ent-
sprechende Regeln nicht in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie fallen. Damit sind die Mitglied-
staaten nicht nur frei, solche Gesetze zu erlassen, 
sondern vor allem findet auch das in der Richtlinie 
verankerte Herkunftslandprinzip keine Anwendung. 
Damit wäre es den Mitgliedstaaten sogar möglich, 
nicht nur eigenen nationalen Anbietern entspre-
chende Auflagen zu machen, sondern auch Anbie-
tern aus anderen Mitgliedstaaten, insoweit diese 
auf das eigene Territorium abzielen.
	 Mit den Regeln zur Signal- und Inhalteintegrität 
sowie zur Auffindbarkeit und Zugänglichkeit könn-
ten aus Sicht des europäischen und des deutschen 
Rundfunks wichtige Neuerungen aufgenommen 
werden, die in einer konvergenten Medienwelt zum 
einen eine unabdingbare Voraussetzung für einen 
fairen Wettbewerb sind und zum anderen die Be-
deutung gesellschaftlich besonders relevanter In-
halte anerkennen.

Quotenregelung und Filmförderung
Ein Ziel der Richtlinie ist die Förderung der kultu-
rellen und sprachlichen Vielfalt in Europa. Diesem 
Ziel dienen neben dem Herkunftslandprinzip vor 
allem die in der Richtlinie enthaltenen Quotenre-
gelungen für europäische Werke und Werke unab-
hängiger Produzenten. Bei linearen Diensten müs-
sen mindestens 50 Prozent der Sendezeit, die nicht 
auf Nachrichten, Sportberichterstattung, Spielshows 
und kommerzielle Kommunikation entfallen, euro-
päischen Werken vorbehalten sein. Dagegen waren 
die bisherigen Regelungen für nicht-lineare Dienste 
sehr viel weicher formuliert: Die Produktion euro-
päischer Werke und ihr Zugang sollte „im Rahmen 
des praktisch durchführbaren“ „gefördert“ werden. 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung 
nicht-linearer Anbieter wie beispielsweise Netflix 

den Einfluss solcher Werbung auf Kinder wirkungs-
voll zu verringern beziehungswiese zu beschrän-
ken. Insgesamt wird aber auch weiterhin von „Kin-
derprogrammen“ statt von Programmen mit einer 
„signifikanten kindlichen Zuschauerschaft“ gespro-
chen. Letzteres hatte die Kommission vorgeschla-
gen. Dies hätte aber Einschränkungen und unnötige 
Interpretationsspielräume mit sich bringen können.
	 Die bisher in der Richtlinie verstreuten Vorschrif-
ten zur Ko- und Selbstregulierung, die insbesondere 
im Bereich der Werbung eine große Rolle spielte, 
sollen in einem eigenen Artikel zusammengefasst 
werden. 

Darüber hinaus werden, wie oben erwähnt, auch 
Video-Sharingplattformen vermutlich verpflichtet 
werden, bestimmte Regeln im Bereich der kom-
merziellen Kommunikation einzuhalten. Für die 
Werbung, für die sie selbst verantwortlich sind, 
müssen sie einige der grundlegenden Regeln er-
füllen. Welche genau, ist noch nicht klar. Zudem 
soll den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet 
werden, VSPs dazu zu verpflichten, in ihren Ge-
schäftsbedingungen die Nutzer auf bestehende 
Beschränkungen zum Beispiel im Hinblick auf Pro-
duktplatzierung hinzuweisen und diese auch ein-
zufordern.

Insgesamt ist festzustellen, dass im Bereich von 
Werbung, Sponsoring und Produktplatzierung weit-
reichende Lockerungen der Regeln insbesondere 
für lineare Dienste absehbar sind. Dies war ein 
erklärtes Ziel sowohl der Europäischen Kommission 
als auch weiter Teile der Industrie. Dementspre-
chend zufrieden zeigten sich bereits vor der end-
gültigen Einigung auch Vertreterinnen des VPRT. (34)

Signal- und Inhalteintegrität und  
Auffindbarkeitsregeln
ARD und ZDF hatten sich schon im Vorfeld der Re-
vision der AVMD-Richtlinie für die Aufnahme von 
Regeln zur Signal- und Inhalteintegrität und zu 
Auffindbarkeitsregeln eingesetzt. Hinsichtlich der 
Signal- und Inhalteintegrität hatte die Europäische 
Kommission allerdings keine entsprechenden Vor-
schläge im Rahmen der AVMD-Revision gemacht 
und dieses wichtige Thema nicht einmal im Rah-
men ihres Impact Assessment geprüft. Allerdings 
machte sich das Europäische Parlament die Forde-
rung nach entsprechenden Regeln, die sowohl von 
Seiten der öffentlich-rechtlichen als auch der kom-
merziellen Rundfunkveranstalter geäußert wurden, 
zu eigen. In einem neuen Artikel 7b schlug das 
Parlament vor, dass die Mitgliedstaaten dafür sor-
gen sollen, „dass Sendungen und Dienstleistungen 
der Mediendiensteanbieter ohne ihre ausdrückliche 
Zustimmung nicht verändert oder überlagert wer-
den, mit Ausnahme von Diensten, die vom Emp-
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erschien es sinnvoll, auch für nicht-lineare Dienste 
strengere Regeln zu erlassen. Dies sowohl, um die 
kulturellen Ziele der Richtlinie zu erreichen, als 
auch um einen fairen Wettbewerb zwischen tradi-
tionellen Medien und neuen Anbietern zu schaffen. 
Die Kommission schlug zu diesem Zweck einen 
Mindestanteil europäischer Werke von 20 Prozent 
in den entsprechenden Katalogen und die Heraus-
stellung solcher Inhalte gegenüber dem Nutzer vor. 

Wie oben bereits erwähnt, wurde die Frage euro-
päischer Quoten in der öffentlichen Debatte als ein 
zentrales Thema im Rahmen der Revision über-
höht und die gesamte Richtlinie als „Netflix-Bill“ 
betitelt. Doch weder die Mehrheit im Europäischen 
Parlament noch der Rat ließen sich hiervon beirren. 
Zumal allgemein davon ausgegangen wurde, dass 
beispielsweise bei Netflix in Europa schon heute 
fast 30 Prozent der Inhalte europäischen Ursprungs 
sind. Dementsprechend sprachen sich sowohl das 
Parlament als auch die Mitgliedstaaten für einen 
Mindestanteil von 30 Prozent europäischer Werke 
in den Katalogen nicht-linearer Dienste aus, eine 
Zahl, die vermutlich auch Eingang in den endgülti-
gen Text der neuen Richtlinie finden wird.

Ebenso kontrovers wurde die Debatte um nationale 
Filmförderabgaben geführt. Unter anderem im 
Rahmen eines Beihilfeverfahrens bei der General-
direktion der Europäischen Kommission zum deut-
schen Film-Fördergesetz (FFG) waren entsprechen-
de Fragen aufgetaucht. (39) Strittig war, ob es zu-
lässig ist, auch Anbieter nicht-linearer audiovisuel-
ler Mediendienste aus anderen Mitgliedstaaten zu 
verpflichten, in nationale Filmförderfonds einzu-
zahlen, wenn diese Unternehmen in Deutschland 
ihre Inhalte vermarkten, oder ob dies dem der 
AVMD-Richtlinie zugrundeliegenden Herkunftsland-
prinzip widerspräche, nach dem strengere Regeln 
nur nationalen Anbietern auferlegt werden können. 
In ihrer Beihilfeentscheidung sah die Generaldirek-
tion Wettbewerb keinen Verstoß gegen die AVMD-
Richtlinie, das heißt, entsprechende Abgaben sind 
zulässig. Sie empfahl aber eine entsprechende 
Klarstellung im Rahmen der anstehenden Revision.
	 Diese nahm die Europäische Kommission in 
ihrem Revisionsvorschlag denn auch in Artikel 13 
der Richtlinie vor. Sie stellte heraus, dass solche 
Abgaben nicht der Richtlinie unterliegen, das heißt, 
dass in diesem Bereich nicht das Herkunftsland-
prinzip gilt. Demnach könnten Mitgliedstaaten unter 
bestimmten Bedingungen (nicht-linearen) Medien-
diensteanbietern, die aus einem anderen Mitglied-
staat ihre Angebote vertreiben, entsprechende 
Regeln auflegen. Von den Gegnern wurde dies als 
Unterminierung des Herkunftslandprinzips gebrand-
markt; dies verkennt aber sowohl die Bedeutung 
audiovisueller Mediendienste als Kulturgut, die 
Abweichungen vom Marktprinzip zulässig machen 
als auch die Logik der Richtlinie, die auch aus die-
sem Grund eben keine Vollharmonisierung vor-
sieht, sondern nur in bestimmten, zentralen Berei-
chen eine Mindestharmonisierung ist.
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Regulierungsbehörden und ERGA
Eine zentrale Neuerung im Rahmen des Revisions-
vorschlags der Europäischen Kommission stellen 
Regeln zu den nationalen Regulierungsbehörden 
dar, die ihre Unabhängigkeit sichern sollen, sowie 
zur Zusammenarbeit dieser Regulierungsbehörden 
im Rahmen der Gruppe der Europäischen Regulie-
rungsbehörden im audiovisuellen Bereich (ERGA). 
Zwar gibt es eine Verbindung zwischen beiden 
Vorschriften, denn eine europäische Zusammenar-
beit macht nur Sinn, wenn es auch entsprechende 
Regulierungsbehörden gibt. Die beiden Regelun-
gen können und sollten aber auch unabhängig 
voneinander betrachtet werden. 

Das übergeordnete Ziel der Europäischen Kom-
mission in diesem Bereich war die Stärkung der 
nationalen Regulierungsbehörden und deren Un-
abhängigkeit sowie die Stärkung der europäischen 
Zusammenarbeit. Diese Ziele hatte die Europäische 
Kommission bereits in anderen Politikbereichen, 
die einer zunehmenden europäischen Harmonisie-
rung unterliegen, verfolgt, beispielsweise im Be-
reich der Telekommunikation oder des Energie-
sektors. Dahinter steht die Vorstellung, dass den 
Regulierungsbehörden in von schnellen technolo-
gischen und wettbewerblichen Veränderungen ge-
prägten Märkten eine immer größere Rolle zu-
kommt – nicht zuletzt, da der Gesetzgeber auf-
grund dieser schnellen Veränderungen oftmals nur 
einen Prinzipien-basierten Rechtsrahmen schaffen 
kann, der dann von den Regulierungsbehörden kon-
kretisiert werden muss. Um dabei für eine möglichst 
einheitliche Umsetzung europäischer Vorgaben zu 
sorgen, ist wiederum eine Koordinierung und Syn-
chronisierung der Arbeit der Regulierungsbehör-
den notwendig. Diese Logik sollte nach dem Willen 
der Europäischen Kommission auch auf den audio-
visuellen Sektor übertragen werden. 

Hinzu kam die Beobachtung – vor allem in Mit-
gliedstaaten wie Polen oder Ungarn – dass der 
Zugriff des Staates auf die audiovisuellen Medien 
auch mit Hilfe des Einflusses auf die Regulierungs-
behörden geschieht. Der besorgniserregenden Un-
terhöhlung der Unabhängigkeit der Medien durch 
staatlichen Einfluss sollte auch mit Hilfe der Re-
geln zu den Regulierungsbehörden begegnet wer-
den. In der Analyse dieses Problems gab es auch 
keine grundsätzlich verschiedenen Einschätzungen. 
Unterschiedliche Sichtweisen gab es allerdings vor 
allem in der Frage, ob und wie weit im Bereich der 
audiovisuellen Politik, die als Teil der Kulturpolitik 
auch entsprechend der europäischen Verträge maß-
geblich von den Mitgliedstaaten gestaltet wird, die 
Europäische Kommission Vorgaben machen darf. 
Insbesondere Deutschland und Österreich stellten 
sich im Rat gegen eine entsprechende Einmischung 
in nationale Zuständigkeiten.
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legitimierten Experten gestärkt, die Rolle der Politik 
aber potenziell geschwächt. Aus Sicht der Europä-
ischen Kommission ist ein solches Vorgehen nach-
vollziehbar, da dann maßgeblich Verwaltungen mit 
Verwaltungen reden, was die Verständigung er-
leichtert. Vor einem demokratietheoretischen Hin-
tergrund ist eine solche Entwicklung jedoch als 
problematisch einzuschätzen.

Barrierefreier Zugang, Kurzberichterstattung 
und Listenregeln
Ein weiteres Thema, das im Rahmen der AVMD-
Richtlinie intensiv diskutiert wurde, und das so-
wohl für den öffentlich-rechtlichen als auch den 
kommerziellen Rundfunk in Europa von Bedeutung 
ist, ist der barrierefreie Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten. Die Europäische Kommission hatte 
vorgeschlagen, den entsprechenden Artikel 7 der 
AVMD-Richtlinie ganz zu streichen, denn sie hatte 
bereits im Dezember 2015 einen Vorschlag für eine 
horizontale Richtlinie über die Barrierefreiheit für 
Produkte und Dienstleistungen vorgelegt, die für 
eine Vielzahl von Sektoren übergreifende Regeln 
festlegen sollte. (41) Diesen sollten künftig auch 
audiovisuelle Mediendienste unterliegen. Hierge-
gen regte sich jedoch sowohl im Europäischen 
Parlament als auch im Rat Widerstand, denn man 
war der Ansicht, dass sich der bestehende sektor-
spezifische Ansatz bewährt habe und der Beson-
derheit audiovisueller Mediendienste besser ge-
recht werde. Dieser Argumentation widersetzte 
sich im Laufe der Debatte auch die Europäische 
Kommission nicht. Allerdings werden in der AVMD-
Richtlinie die entsprechenden Vorschriften voraus-
sichtlich verschärft und differenziert, unter ande-
rem soll eine regelmäßige Berichtspflicht der Me-
diendiensteanbieter eingeführt werden. 
	 Zudem deutet sich im Rahmen der Beratungen 
zur horizontalen Barrierefreiheits-Richtlinie an, dass 
zwar nicht audiovisuelle Mediendienste selbst ge-
regelt werden, also zum Beispiel Vorschriften in 
Hinblick auf Untertitelung, Gebärdensprache oder 
Audiodeskription gemacht werden, dass aber 
durchaus Regeln im Hinblick auf die technische 
Zugänglichmachung zu solchen Diensten via Elek-
tronischen Programmführern, Apps oder Webseiten 
erlassen werden. (42)

Keinerlei Änderungen wird es bei den Regeln zum 
Kurzberichterstattungsrecht und bei der Möglich-
keit der Mitgliedstaaten, Listen von Ereignissen von 
besonderer gesellschaftlicher Bedeutung zu er-
stellen, die im frei empfangbaren Fernsehen zu-
gänglich sein müssen, geben. Anders als unter 
anderem von ARD und ZDF gefordert, sah die Euro-
päische Kommission keine Notwendigkeit zu Än-
derungen. Die schon im Rahmen der Konsultation 
zum Grünbuch vorgebrachten Argumente, dass 
insbesondere vor dem Hintergrund eines sich radi-
kal veränderten Rechtsmarktes und Rechteerwerbs 
durch internationale Unternehmen, die oftmals nicht 
aus der audiovisuellen Branche kommen, eine An-
passung nötig sei, blieben ungehört. 

Für ARD und ZDF ergaben sich vor dem Hinter-
grund der Ausgestaltung der binnenpluralen Auf-
sicht im deutschen öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
noch ganz spezifische Probleme mit dem Vorschlag. 
Denn nach der Vorstellung der Europäischen Kom-
mission konnten Regulierungsbehörden nur dann 
tatsächlich unabhängig sein, wenn sie als „sepa-
rate juristische Personen eingerichtet sind“ (40). 
Dies ist bekanntermaßen im Modell der binnen-
pluralen Aufsicht bei den ARD-Landesrundfunkan-
stalten und beim ZDF nicht der Fall. Hier konnte 
man sich allerdings schon früh im Verfahren mit 
der Kommission einigen, und es wird aller Voraus-
sicht nach klargestellt, dass die Aufsichtsbehörden 
vor allem unabhängig von der Regierung sein 
müssen. 
	 Und auch in den anderen Punkten werden Par-
lament und Rat vermutlich Einigkeit mit der Euro-
päischen Kommission erzielen. So werden Rolle 
und Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden vor-
aussichtlich gestärkt, unter anderem hinsichtlich 
ihrer tatsächlichen Unabhängigkeit von der Politik, 
bei der Ernennung und Entlassung ihrer Mitglieder 
und ihrer Leitung, sowie durch die Sicherstellung 
ausreichender finanzieller und personeller Aus-
stattung. Andererseits wird eine zu starke Einmi-
schung in nationale Gegebenheiten aber vermieden.
	 Insbesondere Deutschland und Österreich kriti-
sierten ebenfalls die weitgehenden Zuständigkei-
ten, die die Europäische Kommission der ERGA, dem 
europäischen Zusammenschluss der Regulierer, 
geben wollte. Nach dem Willen der Kommission 
sollte ERGA künftig im Hinblick auf die Umsetzung 
der Richtlinie und die diesbezügliche Beratung der 
Europäischen Kommission eine zentrale Rolle be-
kommen. Dies sollte auch zu Lasten des Einflusses 
des sogenannten Kontaktausschusses gehen, der 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten besteht. Die 
Europäische Kommission hatte mit der ERGA, die 
sie durch einen Beschluss im Jahr 2014 geschaf-
fen hatte, gute Erfahrungen gemacht. Unter ande-
rem hatte sie in mehreren ausführlichen und mit 
großem Sachverstand erarbeiteten Berichten zu den 
Themen Jugendschutz, Regulierungsbehörden und 
Anwendungsbereich wertvollen Input zum Revisi-
onsprozess der Richtlinie gegeben. Diesen, von der 
mitgliedstaatlichen Politik unabhängigen und inhalt-
lich wertvollen Input wollte sich die Kommission 
auch für die Zukunft sichern. 

Die von der Europäischen Kommission forcierte 
Stärkung der Regulierungsbehörden könnte aller-
dings auch zu einer zunehmenden „Bürokratisie-
rung“ der Politik beitragen. Damit ist hier gemeint, 
dass Rolle und Einfluss der Behörden nicht nur bei 
der Umsetzung von Gesetzen, sondern auch bei 
ihrer Weiterentwicklung gestärkt werden. Denn 
Berichte der Regulierungsbehörden fließen in die-
sem Modell in künftige Gesetzgebungsvorschläge 
ein. Damit wird die Rolle von nicht demokratisch 
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Fazit
Eine Einigung über die Revision der AVMD-Richt-
linie ist erst im Frühjahr 2018 zu erwarten. Es ist 
aber absehbar, dass die zentralen europäischen 
Regeln im Bereich audiovisueller Medien maßvoll 
modernisiert werden. Vor dem Hintergrund eines 
sich schnell veränderten Medienmarktes tut dies 
auch Not. Denn die gesellschaftlichen Ziele der 
Richtlinie, Jugendschutz, Schutz der Menschen-
würde, Verbraucherschutz, Medienpluralismus und 
kulturelle Vielfalt sowie ein fairer und funktionie-
render Binnenmarkt bleiben auch in einer zuneh-
mend konvergenten Medienwelt relevant. 

Mit der Aufnahme von Video-Sharingplattformen in 
den Anwendungsbereich und einer weiteren An-
gleichung der Regeln für lineare und nicht-lineare 
Dienste wird ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung gemacht. Auch bei der Werbung zeichnet 
sich ein Regelwerk ab, das den Wettbewerb zwi-
schen klassischen und neuen Anbietern audiovisu-
eller Mediendienste berücksichtigt. Gleiches gilt für 
die Förderung europäischer Werke auch in nicht-
linearen Diensten. Ob neue Regeln zu zentralen 
Herausforderungen der digitalen Fernsehwelt wie 
Auffindbarkeit und Signalintegrität in die Richtlinie 
Eingang finden werden, oder gegebenenfalls maß-
geblich der nationalen Ebene überlassen werden, 
bleibt abzuwarten.

In einer sich extrem schnell wandelnden Medien-
welt muss der Gesetzgeber den Regulierungsrah-
men permanent anpassen. Die eine große Lösung, 
mit der sich alle Herausforderungen für viele Jahre 
meistern lassen, ist dabei kaum realistisch. Insofern 
erscheint die maßvolle Angleichung der Regeln im 
Rahmen der jetzigen Revision sinnvoll und zielfüh-
rend. Wissend, dass die Überlegungen zur nächsten 
Überarbeitung schon kurze Zeit nach Umsetzung 
der Richtlinie in den Mitgliedstaaten beginnen 
müssen.
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